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6. Familie6. Familie
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Stabile Familien –
Keimzellen der ganzen Gesellschaft

6.1 Die AfD fordert familienfreundliche Kommunen
Sämtliche Leistungen und Verwaltungsabläufe sollten systematisch 
auf Familienfreundlichkeit untersucht und angepasst werden. Es 
muss das Ziel jeder Kommune sein, Bedingungen zu schaffen, unter 
denen sich insbesondere Familien gut entwickeln können und Paa-
ren die Entscheidung für Kinder leichter gemacht wird. Digitale An-
gebote sowie familienfreundliche Öffnungszeiten sollen die Verwal-
tung für Berufstätige und Familien leichter zugänglich machen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass Familienfreundlichkeit als Querschnitts-
aufgabe in der Verwaltung verankert wird.

6.2 Kinderbetreuung den Bedürfnissen anpassen

Kinder fühlen sich in den ersten Lebensjahren in der vertrauten Um-
gebung ihrer Familie am wohlsten. Eltern brauchen regelmäßig Be-
treuungsangebote, um Familie und Beruf miteinander vereinbaren 
zu können. Um den Bedürfnissen von beiden gerecht zu werden, 
brauchen Familien flexible und verlässliche Angebote. Für die opti-
male Vergabe von Betreuungsplätzen soll für Kleinkinder verstärkt 
auf die Kapazitäten der Tagespflege verwiesen werden. Durch diese 
gesteuerte Entlastung der KiTas soll wieder eine verlässliche und vor 
allem qualifizierte Betreuung der Kinder ab dem 3. Lebensjahr ge-
währleistet werden.

6.3 Kitas familienfreundlicher gestalten

Viele Familien sind auf die Betreuung ihrer Kinder angewiesen, um 
ihrer Arbeit nachzugehen. Berufstätige Eltern dürfen nicht benach-
teiligt werden. Die AfD fordert die Abschaffung der einkommensab-
hängigen Elternbeiträge und fordert eine Bevorzugung von berufstä-
tigen Eltern bei der Platzvergabe in öffentlichen KiTas. Die KiTa erfüllt 
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auch die wichtigen Aufgaben der Förderung und Integration. Zur 
Vorbereitung auf die Schule muss in den KiTas Deutsch gesprochen 
werden. Der deutsche Spracherwerb ist DIE Grundlage für Integra-
tion und Bildung. Darüber hinaus wird die AfD alles dafür tun, die Po-
litisierung der frühkindlichen Bildung zu stoppen. Genderideologie, 
Klima-Hysterie und Frühsexualisierung haben in einer KiTa nichts zu 
suchen!

6.4 Kommunen als Vorreiter der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf

Kommunale Verwaltungen und Behörden sollen durch Telearbeits-
plätze und flexible Arbeitszeiten ein Arbeitsumfeld schaffen, in dem 
Eltern Kinderbetreuung und Arbeit gut vereinbaren können. Dazu 
zählen auch das Angebot von Teilzeitausbildungen für junge El-
tern und gute (Wieder-) Einstiegsmöglichkeiten nach der Elternzeit. 
Die Kommune als Arbeitgeber soll Vorbild in familienfreundlicher  
Personalpolitik sein.

6.5 Sicherheit für Familien im öffentlichen Raum

Die Stadt muss ein sicherer Lebensraum für alle sein - egal ob Frau 
oder Mann, Kind oder Senior. Die AfD wird sich auf kommunaler Ebe-
nen dafür einsetzen, dass der öffentliche Raum nicht dem vermeint-
lich Stärkeren überlassen wird. Hierzu müssen Akteure wie Ord-
nungsamt, Polizei, Städteplanung, ÖPNV usw. zusammenarbeiten. 
Halbherzige Maßnahmen wie Taxi-Gutscheine für Frauen sind als 
Symptombehandlung unzureichend. Neben konkreten Maßnahmen 
(z.B. mehr Präsenz von Sicherheitskräften, Beleuchtungskonzepte 
etc.) zur Beseitigung von Angsträumen fordern wir eine konsequente 
Bekämpfung der Ursachen der zunehmenden Kriminalität.



27

7. Schule und7. Schule und
BildungBildung
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Unseren Kindern die Zukunft erschließen

7.1 Schulische Vielfalt bedeutet Erhalt aller Schultypen 
Nur ein mehrgliedriges Schulsystem kann Schülern mit unterschied-
lichem Leistungs- und Motivationsvermögen gute und gerechte Bil-
dungschancen bieten. Hierzu gehören auch die Förderschulen mit 
ihren besonderen Fördermöglichkeiten. 

Deshalb müssen finanzielle Mittel für den Erhalt aller Schultypen 
bereitgestellt werden. Eine einseitige Förderung der Gesamtschulen 
zulasten der Schulformen des gegliederten Schulwesens lehnen wir 
entschieden ab. 

7.2 JA zur offenen Ganztagsschule –
NEIN zur verpflichtenden Ganztagsschule 

In vielen Familien sind beide Elternteile berufstätig, so dass die Kom-
munen den Rechtsanspruch auf eine OGS-Betreuung gegebenen-
falls auch mit erhöhter Hilfe des Landes gewährleisten müssen. Offe-
ne Ganztagsschulen sind eine notwendige Ergänzung zur familiären 
Betreuung. Ein solches Angebot darf jedoch nicht für alle Schüler ei-
ner Schule verpflichtend sein. Die Schulen dürfen sich keinen frem-
den Speisegesetzen unterwerfen. 

7.3 Die Qualität des Regelunterrichts wiederherstellen 

Hochwertiger Regelunterricht kann nur stattfinden, wenn alle Schü-
ler die deutsche Sprache altersgemäß beherrschen und mit den hie-
sigen sozialen und kulturellen Regeln vertraut sind. Daher müssen 
eigene Förderklassen für Kinder von Zuwanderern gebildet werden. 
Ebenso sind an ausgewählten Grundschulen Vorschulklassen einzu-
richten, in denen Kinder, denen Sprach- und Grundfertigkeiten feh-
len, auf den Unterricht der ersten Klasse vorbereitet werden. 
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7.4 Disziplinlosigkeit und Gewaltbereitschaft an den
Schulen eindämmen 
Disziplinlosigkeit und Gewaltbereitschaft erschweren zunehmend 
den Unterricht. Soziale Probleme und ungeregelte Migration ver-
schärfen diese Entwicklung. Die AfD fordert die Wiederherstellung 
der erzieherischen Autorität der Lehrer und einen systematischen 
Ausbau der Schulsozialarbeit. Den Schülern darf die eigenständige 
Nutzung von Mobiltelefonen ohne Erlaubnis durch eine Lehrkraft 
während der gesamten Unterrichtszeit, also auch in den Pausen, im 
Gebäude und auf dem Schulhof, nicht erlaubt sein. Ebenso verboten 
sein muss die Mitführung von Cannabis in der Schule. Bei anhalten-
den Drogen- und Gewaltdelikten sollten auch technische Überwa-
chungssysteme eingerichtet werden können. 

7.5 Digitale Medien gehören zum Schul- und Unterrichtsalltag 

Digitale Medien sind wichtige Instrumente für die Durchführung des 
Unterrichts. Dafür muss es an jeder Schule eine Breitband-Internet-
anbindung und in den Klassenzimmern eine Ausstattung mit PC, 
Dokumentenkamera und Beamer geben. Die personelle Unterstüt-
zung der Schulen bei der Einrichtung, Wartung und Pflege der digita-
len Infrastruktur muss durch den Schulträger gewährleistet werden.
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8. Mobilität8. Mobilität
und Verkehrund Verkehr



31

Intelligente Lösungen statt ideologische Barrieren

Der Verkehrsraum sollte grundsätzlich gerecht und ohne ideologi-
sche Benachteiligung einzelner Verkehrsteilnehmer gestaltet wer-
den. Wir betrachten den motorisierten Individualverkehr unverän-
dert als attraktivste Möglichkeit der Fortbewegung. Deshalb fordern 
wir den Erhalt und den bedarfsgerechten Ausbau von Straßen und 
preisgünstigem Parkraum zur Vermeidung von wachsendem Ver-
kehrschaos sowie zum Schutz der Attraktivität der Ortskerne.

8.1 Stauvermeidende Verkehrsführung mit
bedarfsgeschalteten Ampelregelungen

Um einen zügigen und effizienten Verkehrsfluss zu gewährleisten, 
braucht es vor allem eine stau- und stillstandsvermeidende Ver-
kehrsführung. Wir befürworten daher bedarfsgeschaltete, KI-ge-
stützte Ampelregelungen und den klassischen Einsatz von Poli-
zisten zur Verkehrsregelung in den Stoßzeiten. Unnötige Ampeln 
sollen nachts und zu verkehrsarmen Zeiten abgeschaltet werden. 
Diese Maßnahmen sparen außerdem Kraftstoff und vermindern den 
Schadstoffausstoß.

8.2 Tempo 30 nur in Wohngebieten

Tempo 30-Regelungen dürfen innerorts nur in reinen Wohngebie-
ten und vor besonderen Gefahrenstellen eingerichtet werden. Tem-
po 30-Regelungen auf innerstädtischen Durchgangsstraßen lehnen 
wir ab. Blitzer sollen grundsätzlich zur Sicherheit eingesetzt werden, 
nicht als Instrument der Haushaltssanierung.

8.3 ÖPNV und Radverkehr intelligent kombinieren

Um die Kombination von Radverkehr und ÖPNV sicherer und attrak-
tiver zu gestalten, setzen wir uns für die Instandhaltung und den wei-
teren Ausbau des Radwegenetzes ein. An zentralen Haltestellen und 
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Bahnhöfen sind gesicherte Abstellmöglichkeiten einzurichten. Reine 
Fahrradstraßen lehnen wir ab. Auf den Einsatz von elektro- oder was-
serstoffbetriebenen Kommunalfahrzeugen soll so lange verzichtet 
werden, bis diese Antriebsarten in Bezug auf Wirtschaftlichkeit und 
Zuverlässigkeit wettbewerbs- und marktfähig sind.

8.4 Regel-Betrieb im Berufs- und Schülerverkehr sichern

Die AfD steht für ein modernes Mobilitätskonzept, bei dem sich die 
Verkehrsträger sinnvoll ergänzen. Auf Grund des oft dysfunktiona-
len Nahverkehrs fordern wir, dass der Regel-Betrieb gerade im Be-
rufs- und Schülerverkehr aufrechterhalten und durch Zusatzfahrten 
entlastet wird. Die ständigen Ausfälle und Verspätungen in vielen 
unserer Städte vermitteln den nachrückenden Generationen das Bild 
eines versagenden Gemeinwesens und untergraben das Vertrauen 
in den Staat allgemein. Umgesetzte und geplante Angebotsreduzie-
rungen müssen zurückgenommen werden, bevor teure Neu- und 
Ausbauprojekte gestartet werden. Zur Attraktivitätssteigerung for-
dern wir außerdem eine umfassende Information der Fahrgäste in 
Echtzeit.



33

9. Bauen und9. Bauen und
WohnenWohnen
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Lebensqualität in Stadt und Land

Wichtigster Ort des Alltagslebens ist für die meisten Menschen die 
eigene Wohnung. Wohnen ist kein Luxus, sondern ein Grundbedürf-
nis.

Es ist ein alarmierendes Zeichen, dass heute ausgerechnet das 
Grundrecht auf Wohnen für viele Menschen mit schweren Belas-
tungen verbunden ist. Die wichtigsten Ursachen hierfür sind die 
Übernahme großer Wohnungsbestände durch transnationale, ren-
diteorientierte Investoren, die Vernachlässigung des sozialen Woh-
nungsbaus und die irreguläre Massenzuwanderung von Personen, 
die gleichwohl nach deutschem und europäischem Asylrecht versor-
gungsberechtigt sind.

9.1 Wohnungsbau antreiben, Wohnkosten senken,
Wohneigentum fördern

Wir stärken die Wohnraumförderung für private, öffentliche und 
genossenschaftliche Wohnungsanbieter, um gezielt bezahlbaren 
Wohnraum für Menschen mit geringem Einkommen zu schaffen. 
Wir setzen uns dafür ein, dass mehr günstige Wohnheime und Apart-
ments für Studenten und Auszubildende entstehen.

Die Mieterprivatisierung kommunaler Wohnungsbestände kann 
eine Chance sein, Verantwortung in die Hände der Bewohner zu le-
gen, stabile Nachbarschaften zu fördern und gleichzeitig finanzielle 
Spielräume für neue kommunale Wohnbauprojekte zu schaffen. Eine 
Mietpreisbremse lehnen wir ab. Ortsansässigen Familien wollen wir 
durch „Einheimischenmodelle“ den Erwerb von Wohneigentum er-
leichtern. 

Viele Kommunen sind mit der Unterbringung von Asylbewerbern 
überfordert und müssen zu hohen Kosten Wohnungen anmieten. 
Die AfD fordert gegenüber der Landesebene ein Vetorecht bei Zu-
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weisungen von Asylbewerbern. So nehmen wir Druck von höchst 
angespannten Wohnungsmärkten. Wir überprüfen und entschärfen 
Kostentreiber wie Grundsteuer, Stellplatz-, Garagen- und Baumsat-
zungen sowie unnötige Regulierungen, um den Bau neuer Wohnun-
gen zu erleichtern.

9.2 Stadtplanung für eine lebenswerte Zukunft

Die AfD setzt sich für lebendige Ortszentren ein, in denen Wohnen, 
Arbeiten und Kultur nebeneinander funktionieren. Gut erreichbare 
Schulen und Kindergärten, Sicherheit und Sauberkeit im öffentlichen 
Raum, naturnahe Grünflächen und intakte Spielplätze sind grund-
legend für eine hohe Lebensqualität. Wir fordern zur Bereitstellung 
von günstigem Bauland die Aktivierung von Flächenreserven sowie 
Innenentwicklung durch Aufstockungen, Baulückenschließungen 
und Ersatzneubau mit hohen Geschossflächenzahlen. Wir setzen 
auf eine enge Abstimmung mit Nachbarkommunen, um den Wachs-
tumsdruck von Städten und Gemeinden nachhaltig zu steuern.
 
9.3 Baukultur bewahren und weiterentwickeln

Wir besinnen uns auf unser baukulturelles Erbe. Dringend benötigter 
Wohnungsneubau muss sich architektonisch und städtebaulich in 
den gewachsenen Bestand einfügen. Regionale Baukultur und ortsty-
pische Baumerkmale können als Leitbild öffentlich ausgeschriebener 
Bauwettbewerbe dienen. Bauherrn sollen durch Bauberatungsstellen 
bei der Realisierung regionalspezifischer Bauwerke Unterstützung 
finden.
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10. Gesundheit,10. Gesundheit,
Sport undSport und

EhrenamtEhrenamt
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10.1 Unterstützung für lokale Sportvereine

Wir befürworten die finanzielle Förderung der örtlichen Amateur-
sportvereine, Investition in Sportanlagen und Ausbildung der vielen 
Menschen, die bereit sind, sich ehrenamtlich z. B. als Trainer zu en-
gagieren. In diesem Rahmen sollte auch gewährleistet werden, dass 
alle Kinder im Laufe des Grundschulalters die Schwimmfähigkeit 
erlangen. Die Einbindung sportlicher Expertise in die kommunale 
Gesundheits- und Bildungspolitik sehen wir als wichtige Chance für 
Prävention und Lebensqualität.

10.2 Wohnortnahe Gesundheitsversorgung

Die Krankenhausversorgung muss überwiegend eine Aufgabe der 
öffentlichen Hand bleiben.  Wir wollen aber nicht nur die Kranken-
häuser vor Ort erhalten, sondern auch die Hausarztpraxen im länd-
lichen Raum. Nur dadurch kann eine zeitnahe Akutversorgung erfol-
gen. Gleiches gilt für die Erreichbarkeit von Geburtshilfestationen, 
Kinderkliniken und Hebammenversorgung. Um die Hausarztpraxen 
im ländlichen Bereich zu erhalten und zu entlasten, befürworten wir 
bei Neugründung oder Praxisübernahme eine finanzielle Förderung 
durch die Kommune.

10.3 Sozialverträgliche Gesundheitspolitik

Während des Asylverfahrens tragen die Kommunen die Gesund-
heitskosten, oftmals organisiert über Rahmenverträge mit den Kran-
kenkassen. Für Personen, die keine Zahlungen in unser Sozialsystem 
geleistet haben, fordert die AfD die Beschränkung auf eine aus-
schließlich medizinische Grundversorgung. Niemand darf sich auf 
Kosten der Solidargemeinschaft umfassend sanieren (Beispiel: um-
fassende orthopädische Zahnkorrekturen).
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10.4 Ehrenamt stärken – Gemeinschaft bewahren

Unsere Städte und Gemeinden brauchen engagierte Bürger, die 
durch ihren Einsatz Gemeinschaft und Zusammenhalt stärken. Der 
Breitensport mit seinen zahlreichen Vereinen und Verbänden wäre 
ohne sie undenkbar! Die AfD setzt sich dafür ein, das Ehrenamt als 
tragende Säule der Gesellschaft nicht nur anzuerkennen, sondern 
aktiv zu fördern – etwa durch kommunale Boni oder als Vorausset-
zung bei Einbürgerungen. Ehrenamtliches Engagement verdient Re-
spekt, Unterstützung und gezielte Förderung!
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11. Kultur und11. Kultur und
DenkmalpflegeDenkmalpflege
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Wissen, wer wir sind

11.1 Kunst und Kulturförderung

Grundgesetzlich garantierte Kunstfreiheit meint Freiheit von jegli-
chen staatlichen Vorgaben und Repressionen. Schranken setzt ledig-
lich das Strafrecht. Eine Kulturförderung nach kunstfernen Kriterien 
wie Geschlecht, Ethnie oder „politisch korrekter“ Haltung lehnen wir 
ab.

11.2 Die AfD unterstützt die Förderung von
städtischen Musikschulen 

Musik ist ein wesentlicher Bestandteil unserer Kultur. Die musika-
lische Bildung und das Musizieren wirken sich positiv auf die Ent-
wicklung von Kindern aus. Die musikalische Früherziehung erfolgt 
am besten in den Musikschulen. Wir setzen uns für bezahlbare Teil-
nahmegebühren an den Musikschulen ein, damit allen Kindern und 
Erwachsenen der Zugang zu den Musikschulen offensteht.

11.3 Bewahrung und Förderung der heimatlichen Kultur 

Das regionale Brauchtum hat – oft über Jahrhunderte – unsere Regi-
on geprägt und ist somit wesentlicher Bestandteil des Heimatgefühls. 
Auch traditionelle Namen und Bezeichnungen sind Bestandteil der 
regionalen Kultur und müssen erhalten bleiben. Die Heimatkultur 
stellt einen wichtigen Bezugspunkt für die Identifikation mit unseren 
Städten und Regionen dar. Diese Werte will die AfD pflegen und för-
dern. Deutschland muss als vielfältige Kulturnation erhalten bleiben.

11.4 Regionale Baukultur zum architektonischen und
städtebaulichen Leitbild machen

Wir sehen die zunehmende Verödung von Städten und Gemeinden 
durch gestalterische Planlosigkeit oder monotone Zweckarchitektur 
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mit Sorge. Deshalb wollen wir die Auseinandersetzung mit regio-
naler Baukultur als Leitbild für Architektur und Städtebau fördern. 
In öffentlich ausgeschriebenen Bauwettbewerben sollen Kriterien 
für identitätsstiftenden Städtebau nach Maßgabe des Leitbildes er-
arbeitet und entsprechende Initiativen bestärkt werden. Ideologisch 
motivierte Umbenennungen von Straßen und Plätzen oder die Be-
seitigung von Denkmälern, die der herrschenden Gesinnungsethik 
scheinbar entgegenstehen, lehnen wir ab.
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